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Stadt Herzogenrath
Der Bürgermeister

Vorlage

Erstellt durch:
Fachbereich 6 Finanzen

Drucksachen-Nr:

Status:

V/2016/301

öffentlich

§ 2b UStG; Abgabe einer Optionserklärung
Beratungsfolge: TOP:__

Einst. Ja Nein Enth.
Datum Gremium

22.11.2016 Haupt- und Finanzausschuss
13.12.2016 Rat der Stadt Herzogenrath

Beschlussvorschlag:

Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt dem Stadtrat folgenden Beschluss:

Der Stadtrat beschließt, dass die Stadt Herzogenrath als juristische Person des öffentlichen 
Rechts § 2 Abs. 3 Umsatzsteuergesetz (UStG) in der am 31. Dezember 2015 geltenden Fas-
sung für sämtliche nach dem 31. Dezember 2016 und vor dem 01. Januar 2021 ausgeführ-
ten Leistungen weiterhin anwendet. 

Gleichzeitig beauftragt der Rat die Verwaltung, eine entsprechende schriftliche „Optionser-
klärung“ bis zum 31. Dezember 2016 gegenüber dem zuständigen Finanzamt abzugeben.

Finanzielle Auswirkungen (einschl. Darstellung der Folgekosten – Sach- und Personal-
aufwendungen – sowie Folgeerträge):

Für den laufenden Haushalt 2016 ergeben sich keine finanziellen Auswirkungen.

Sachverhalt:
Der Deutsche Bundestag hat in seiner Sitzung am 24. September 2015 über das Steuerän-
derungsgesetz 2015 beschlossen, welches am 16. Oktober 2015 im Bundesrat die Zustim-
mung erhalten hat. Das Gesetz sieht in Artikel 12 vor, unter Streichung von § 2 Abs. 3 Um-
satzsteuergesetz (UStG) die Unternehmereigenschaft von juristischen Personen des öffentli-
chen Rechts (jPöR) in einem neuen § 2b zu regeln, indem unter Berücksichtigung der Recht-
sprechung des Europäischen Gerichtshofes (EuGH) und des Bundesfinanzhofes (BFH) ins-
besondere das Wettbewerbskriterium im nationalen Gesetz präzisiert und die Zusammenar-
beit zwischen jPöR (sogenannte Beistandsleistungen) normiert werden.

Begründete bisher eine jPöR einen Betrieb gewerblicher Art (BgA), galt sie insoweit als Un-
ternehmer -  sonst nicht. Zukünftig spielt dieses Prinzip keine Rolle mehr. Leistungen und 
damit insbesondere die Zusammenarbeit zwischen juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts sind dann umsatzsteuerbar, wenn ihnen eine privatrechtliche Vereinbarung zugrunde 
liegt. Basieren die Tätigkeiten auf einer öffentlich-rechtlichen Grundlage, sind sie von der 
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Besteuerung ausgenommen. Dies gilt jedoch nicht, wenn die jPöR mit privaten Unternehmen 
in einen nicht unbeachtlichen Wettbewerb tritt.

Da die Neuregelung mit einer Vielzahl unbestimmter Rechtsbegriffe operiert, sind zum jetzi-
gen Zeitpunkt interpretatorische Unschärfen kaum zu vermeiden. Größere Klarheit für die 
Auslegung des neuen § 2 b UStG soll ein angekündigtes BMF-Schreiben bringen.

Um den jPöR einen geordneten Wechsel in das neue Besteuerungssystem zu ermöglichen, 
hat der Gesetzgeber eine Übergangsregelung normiert und damit den Betroffenen ermög-
licht, die bisherige Rechtslage während eines 5-Jahres-Zeitraums ab Gesetzesbeschluss 
(Inkrafttreten 01.01.2016) fortzuführen. Bis zum Ende des laufenden Jahres haben die Kom-
munen die Wahl, ob sie bereits zum 01.01.2017 zur Geltung des neuen § 2b UStG überge-
hen oder längstens bis zum 31.12.2020 die bisherige Rechtslage weiterhin in Anspruch neh-
men wollen.
Im letzteren Fall muss dem zuständigen Finanzamt gegenüber erklärt werden, dass die bis-
herige Regelung des § 2 Abs. 3 UStG für sämtliche nach dem 31. Dezember 2016 und vor 
dem 01. Januar 2021 ausgeführte Leistungen weiterhin angewendet werden soll. 
Die Erklärung ist formlos bis zum 31.12.2016 abzugeben. 
Der Übergangszeitraum bis 2021 muss allerdings nicht voll ausgeschöpft werden; die „Opti-
onserklärung“ kann - mit Wirkung für den Beginn des Folgejahres - widerrufen werden.
Da sämtliche auf privatrechtlicher Grundlage ausgeführten Leistungen auf die neuen gesetz-
lichen Anforderungen zu untersuchen sind, schlägt die Verwaltung vor, von der „Optionser-
klärung“ gegenüber dem Finanzamt Gebrauch zu machen.

Anlage/n:
- Auszug aus dem Umsatzsteuergesetz – hier § 2b UStG
- Schreiben BMF v. 19.04.2016



Auszug aus dem Umsatzsteuergesetz (UStG) 
§ 2b Juristische Personen des öffentlichen Rechts 

(1) Vorbehaltlich des Absatzes 4 gelten juristische Personen des öffentlichen Rechts 
nicht als Unternehmer im Sinne des § 2, soweit sie Tätigkeiten ausüben, die ihnen im 
Rahmen der öffentlichen Gewalt obliegen, auch wenn sie im Zusammenhang mit 
diesen Tätigkeiten Zölle, Gebühren, Beiträge oder sonstige Abgaben erheben. Satz 1 
gilt nicht, sofern eine Behandlung als Nichtunternehmer zu größeren 
Wettbewerbsverzerrungen führen würde. 

(2) Größere Wettbewerbsverzerrungen liegen insbesondere nicht vor, wenn  
1. der von einer juristischen Person des öffentlichen Rechts im Kalenderjahr aus 

gleichartigen Tätigkeiten erzielte Umsatz voraussichtlich 17 500 Euro jeweils 
nicht übersteigen wird oder 

2. vergleichbare, auf privatrechtlicher Grundlage erbrachte Leistungen ohne 
Recht auf Verzicht (§ 9) einer Steuerbefreiung unterliegen. 

(3) Sofern eine Leistung an eine andere juristische Person des öffentlichen Rechts 
ausgeführt wird, liegen größere Wettbewerbsverzerrungen insbesondere nicht vor, 
wenn 
1. die Leistungen aufgrund gesetzlicher Bestimmungen nur von juristischen 

Personen des öffentlichen Rechts erbracht werden dürfen oder 
2. die Zusammenarbeit durch gemeinsame spezifische öffentliche Interessen 

bestimmt wird. Dies ist regelmäßig der Fall, wenn  
a)  die Leistungen auf langfristigen öffentlich-rechtlichen Vereinbarungen 

beruhen, 
b)  die Leistungen dem Erhalt der öffentlichen Infrastruktur und der Wahr-

nehmung einer allen Beteiligten obliegenden öffentlichen Aufgabe 
dienen, 

c)  die Leistungen ausschließlich gegen Kostenerstattung erbracht werden 
und 

d)  der Leistende gleichartige Leistungen im Wesentlichen an andere 
juristische Personen des öffentlichen Rechts erbringt. 

(4) Auch wenn die Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 1 gegeben sind, gelten 
juristische Personen des öffentlichen Rechts bei Vorliegen der übrigen Voraus-
setzungen des § 2 Absatz 1 mit der Ausübung folgender Tätigkeiten stets als 
Unternehmer:  
1.  die Tätigkeit der Notare im Landesdienst und der Ratschreiber im Land 

Baden-Württemberg, soweit Leistungen ausgeführt werden, für die nach der 
Bundesnotarordnung die Notare zuständig sind; 

2.  die Abgabe von Brillen und Brillenteilen einschließlich der Reparaturarbeiten 
durch Selbstabgabestellen der gesetzlichen Träger der Sozialversicherung; 

3.  die Leistungen der Vermessungs- und Katasterbehörden bei der Wahr-
nehmung von Aufgaben der Landesvermessung und des Liegenschafts-
katasters mit Ausnahme der Amtshilfe; 

4.  die Tätigkeit der Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung, soweit 
Aufgaben der Marktordnung, der Vorratshaltung und der Nahrungsmittelhilfe 
wahrgenommen werden; 

5.  Tätigkeiten, die in Anhang I der Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. 
November 2006 über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem (ABl. L 347vom 
11.12.2006, S. 1) in der jeweils gültigen Fassung genannt sind, sofern der 
Umfang dieser Tätigkeiten nicht unbedeutend ist. 
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BETREFF  Umsatzsteuer; 
Änderung im Bereich der Unternehmereigenschaft von juristischen Personen des 
öffentlichen Rechts durch Artikel 12 des Steueränderungsgesetzes 2015, 
Anwendung der Übergangsregelung des § 27 Absatz 22 UStG 

   
   GZ  III C 2 - S 7106/07/10012-06 

DOK  2016/0366656 

  
 (bei Antwort bitte GZ und DOK angeben) 

Durch Artikel 12 des Gesetzes vom 2. November 2015 (BGBl. I S. 1834) wurden die 
Regelungen zur Unternehmereigenschaft von juristischen Personen des öffentlichen Rechts 
neu gefasst. Die Änderungen sind am 1. Januar 2016 in Kraft getreten. Es gilt eine 
Übergangsregelung, nach der die Anwendung des § 2 Absatz 3 UStG in der am 31. Dezember 
2015 geltenden Fassung weiterhin möglich ist.  
 
Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterungen mit den obersten Finanzbehörden der 
Länder gilt zur Anwendung der Übergangsregelung in § 27 Absatz 22 UStG Folgendes: 
 
Nach § 27 Absatz 22 Satz 1 UStG ist § 2 Absatz 3 UStG in der am 31. Dezember 2015 
geltenden Fassung auf Umsätze, die nach dem 31. Dezember 2015 und vor dem 1. Januar 
2017 ausgeführt werden, weiterhin anzuwenden. § 2b in der am 1. Januar 2016 geltenden 
Fassung ist nach § 27 Absatz 22 Satz 2 UStG auf Umsätze anzuwenden, die nach dem 
31. Dezember 2016 ausgeführt werden. 
 
Im Kalenderjahr 2016 gelten die bisher bestehenden Regelungen somit weiter. Die 
Neuregelung des § 2b UStG ist frühestens ab dem 1. Januar 2017 anzuwenden. Nach § 27 
Absatz 22 Satz 3 UStG kann die juristische Person des öffentlichen Rechts dem Finanzamt 
gegenüber jedoch einmalig erklären, dass sie § 2 Absatz 3 UStG in der am 31. Dezember 
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2021 ausgeführte Leistungen weiterhin anwendet. 
 
Die Erklärung nach § 27 Absatz 22 Satz 3 UStG (im Folgenden „Optionserklärung“) ist durch 
die juristische Person des öffentlichen Rechts für sämtliche von ihr ausgeübte Tätigkeiten 
einheitlich abzugeben. Eine Beschränkung auf einzelne Tätigkeitsbereiche oder Leistungen ist 
nicht zulässig. Die Abgabe einer Optionserklärung durch eine einzelne Organisationseinheit 
oder Einrichtung der juristischen Person des öffentlichen Rechts (z. B. Behörde, Dienststelle, 
Betrieb gewerblicher Art oder land- und forstwirtschaftlicher Betrieb) nur für ihren Bereich 
ist nicht zulässig. 
 
Die Optionserklärung ist durch den gesetzlichen Vertreter oder einen Bevollmächtigten 
abzugeben und grundsätzlich an das nach § 21 AO zuständige Finanzamt zu richten. Eine ggf. 
abweichende Zuständigkeit nach den Vorschriften der Abgabenordnung bleibt hiervon 
unberührt. 
 
Das Umsatzsteuergesetz sieht für die Optionserklärung keine spezielle Form vor. Zur 
besseren Nachvollziehbarkeit sollen die Finanzämter die Schriftform anregen. Aus der 
Erklärung muss sich hinreichend deutlich ergeben, dass die juristische Person des öffentlichen 
Rechts § 2 Absatz 3 UStG in der am 31. Dezember 2015 geltenden Fassung für sämtliche 
nach dem 31. Dezember 2016 und vor dem 1. Januar 2021 ausgeführte Leistungen weiterhin 
anwendet. Hat sich eine juristische Person des öffentlichen Rechts bisher auf die neuere 
Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs zur Unternehmereigenschaft juristischer Personen des 
öffentlichen Rechts berufen, kann sie dennoch eine Optionserklärung mit der Wirkung 
abgeben, dass für sie ab dem 1. Januar 2017 § 2 Absatz 3 UStG in der am 31. Dezember 2015 
geltenden Fassung anzuwenden ist. 
 
Die Optionserklärung ist spätestens bis zum 31. Dezember 2016 abzugeben. Es handelt sich 
um eine nicht verlängerbare Ausschlussfrist.  
 
Die Optionserklärung kann nur mit Wirkung vom Beginn eines auf die Abgabe folgenden 
Kalenderjahres an widerrufen werden. Der Widerruf muss sich hinreichend deutlich auf die 
ursprünglich abgegebene Optionserklärung beziehen. Nach einem Widerruf ist die Abgabe 
einer erneuten Optionserklärung ausgeschlossen. 
 
Eine nach dem 31. Dezember 2016 neu errichtete juristische Person des öffentlichen Rechts 
kann wegen des Ablaufs der gesetzlichen Ausschlussfrist keine wirksame Optionserklärung 
abgeben. Im Fall der Gesamtrechtsnachfolge wirkt die Optionserklärung auch für den 
Rechtsnachfolger. Im Fall des Zusammenschlusses mehrerer bestehender Körperschaften, von 
denen nicht alle die Option wirksam ausgeübt haben, hat die daraus entstandene Körperschaft 
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auf einzelne Tätigkeiten ist auch in diesem Fall nicht möglich. 
 
Ein Schreiben zu den Regelungen in § 2b UStG ergeht zu einem späteren Zeitpunkt. 
 
Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht. 
 
Im Auftrag 
 
 
Dieses Dokument wurde elektronisch versandt und ist nur im Entwurf gezeichnet. 
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